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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Dans un message de mai 2013, le Conseil fédéral a proposé au parlement un accord
concernant la coopération en matière d’application des droits de la concurrence.
Malgré l’opposition unanime de l’UDC, le parlement a suivi le gouvernement par 128 voix
contre 44 et 5 abstentions. 1

ANDERES
DATUM: 25.09.2013
EMILIA PASQUIER

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Im Mai unterzeichnete die Schweiz ein Wettbewerbsabkommen mit der EU. Dieses
regelte die Zusammenarbeit zwischen den Wettbewerbsbehörden der beiden
Vertragsparteien, ohne dass das Wettbewerbsrecht harmonisiert wurde. Das
Abkommen setzte sich einen wirksameren Vollzug zum Ziel, indem es die gegenseitige
Mitteilung von entsprechenden Massnahmen und die Koordinierung von miteinander
verbundenen Sachverhalten ermöglichte. Darüber hinaus sollten im Falle von parallelen
Untersuchungsverfahren die Schweizerische Wettbewerbskommission (WEKO) und die
Generaldirektion Wettbewerb der EU-Kommission vertrauliche Informationen und
Beweismittel austauschen können. Bis dato konnten die Wettbewerbsbehörden davon
nur unter Einverständnis der von einem Verfahren betroffenen Unternehmen Gebrauch
machen. Bevor der Vertrag in Kraft treten konnte, mussten das EU-Parlament und die
Regierungen der Mitgliedsstaaten sowie die eidgenössischen Räte dem Abkommen
zustimmen. Nur wenige Tage nach Bekanntgabe des Vertragsabschlusses
verabschiedete der Bundesrat seine Botschaft. Darin vertrat die Landesregierung unter
anderem die Ansicht, dass das Abkommen einen Beitrag zur Bekämpfung der
“Hochpreisinsel Schweiz“ leisten würde. In der Herbstsession genehmigte der
Nationalrat das Wettbewerbsabkommen mit 128 zu 44 Stimmen. Einzig die Fraktion der
SVP sprach sich dagegen aus. Der Entscheid des Ständerats war am Jahresende noch
hängig. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.2013
LAURENT BERNHARD

Am 1. Dezember 2014 trat das im Vorjahr unterzeichnete Wettbewerbsabkommen mit
der EU in Kraft. Dieses setzt sich zum Ziel, die Zusammenarbeit zwischen den
Wettbewerbsbehörden der Schweiz und der EU zu stärken, indem es die gegenseitige
Mitteilung von entsprechenden Massnahmen und die Koordinierung von miteinander
verbundenen Sachverhalten ermöglicht. Das Abkommen war rein verfahrensrechtlicher
Natur und verlangte keine Harmonisierung des materiellen Rechts. Zuvor hatte der
Ständerat im Juni 2014 das Abkommen einstimmig angenommen, jedoch abweichend
vom Nationalrat um eine Anpassung des Kartellgesetzes in Form eines Anhangs ergänzt.
Dieser legt fest, unter welchen Voraussetzungen Informationen an die
Wettbewerbsbehörde der EU herausgegeben werden dürfen. Insbesondere müssen die
Unternehmen vorab über die Datenherausgabe informiert werden. Die Daten dürfen
zudem nicht in zivil- oder strafrechtlichen Verfahren verwendet werden. Die grosse
Kammer hatte dem Zusatz noch in derselben Session zugestimmt. Der Nationalrat
stimmte dem Geschäft unter Opposition der SVP mit 142 zu 53 Stimmen zu. In der
kleinen Kammer passierte die Vorlage die Schlussabstimmung mit 41 zu 3 Stimmen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.12.2014
DAVID ZUMBACH

1) FF, 2013, p. 3477; BO CN, 2013, p. 1635ss., 1673ss.
2) BBl, 2013, S. 3959ff.; AB NR, 2013, S. 1635ff.; Medienmitteilung SECO vom 17.5.13; NZZ, 18.5, 23.5. und 26.9.13.
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